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Nr. 12l.

Kiautfchou.

Vertrag zwischen dem Deutschen Reiche und China wegen Überlassung von

Kiautschou.
(Reichsanzeiger Nr. 101 vom 29. April 1898.)

Nachdemnunmehr die Vorfälle bei der Mission in der Präfektur Tsao chou fu in Shantung
ihre Erledigung gefunden haben, hält es die Kaiserlich chinesischeRegierung für angezeigt, ihre
dankbare Anerkennungfür die ihr seither von Deutschland bewieseneFreundschaft noch besonders
zu bethätigen.Es haben daher die Kaiserlich deutsche und die Kaiserlich chinesischeRegierung,
durchdrungen von dem gleichmäßigenund gegenseitigen Wunsche, die freundschaftlichenBande
beider Länder zu kräftigenund die wirthschaftlichen und Handelsbeziehungen der Unterthanen
beider Staaten miteinander weiter zu entwickeln, nachstehendeSeparatkonventiou abgeschlosen:

Artikel I.

Seine Majestätder Kaiser von China, von der Absichtgeleitet, die freundschaftlichen
BeziehungenzwischenChina und Deutschland zu kräftigenund zugleichdie militärischeBereit-

schaft des chinesischenReiches zu stärken,verspricht, indem Er Sich alle Rechte der Souveränität
in einer Zone von 50 km (100 chinesischenLi) im Umkreise von der Kiautschou-Bucht bei Hoch-
wasserstand vorbehält, in dieser Zone den freien Durchmarsch deutscher Truppen zu "eder Zeit

zu gestatten, sowie daselbst keinerlei Maßnahmen oder Anordnungen ohne vorherebendeZu-

sjtiimmungder deutschenRegierung zu treffen und insbesondere einer etwa erforderlichwerdenden
§ egulirung der Wasserläufe kein Hinderniß entgegenzusetzeii Seine Majestät der Kaiser von

China behält Sich hierbei vor, in jener Zone im Einvernehmen mit der deutschenRegierung
Truppen zu stationiren, sowie andere militärischeMaßregeln zu treffen.

Artikel II.

Jn der Absicht,den berechtigtenWunsch Seiner Majestät des DeutschenKaisers zu er-

füllen, daßDeutschlandgleich anderen Mächteneinen Platz an der chinesischenKüste inne haben
möge für die Aus esserung und Ausrüstung von Schiffen, für die Niederlegung Von Materialien
und Vorräthen für dieselben, sowie für sonstige dazu gehörendeEinrichtungen, überläßt Seine

Ma«estät der Kaiser von China beide Seiten des Eingangs der Bucht von Kiautschou pachtweise,
vor äiifig auf 99 Jahre, an Deutschland. Deutschland übernimmt es, in «elegenerZeit auf dem

ihm überlassenenGebiete Befestigungen zum Schutze der gedachten bau ichen Anlagen und der

Einfahrt des Hafens zur Ausführungzu bringen.

Artikel Ill.

,

Um einem etwaigen Entstehen von Konfliktenvorzubeu en, wird die Kaiserlichchinesische
Regierung währendder Pachtdauer im verpachteten Gebiete Hogeitsrechtenicht ausüben, sondern
überläßt die Ausübung derselben an Deutschland, und zwar für folgendes Gebiet:
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1. an der nördlichenSeite des Eingangs der Bucht:

die Landzunge abgegrenztnach Nordosten durch eine von der nordöstlichenEcke von

Potato-Island na Loshan-Harbour gezogene Linie,
an der südlichen eite des Ein angs ur Bucht:

·

die Landzunge abgegrenztnach csüdweftendurch eine von dem südwestlichstenPunkte
der südsüdwestlichvon

ChipoLainIslandbefindlichenEinbuchtung in der Richtung
auf Tolosan-Island ge ogene inie,

Z. Inseln Chiposan und dJJotato-Island,
,

4. (für) die gesammteWasserflächeder Bucht bis zum höchstenderzeitigenWasgerstandhö. (für) sämmtlicheder Kiautschou-Bucht vor« elagerten und für deren Vert eidigung
von der Seeseite in Betrachtkommenden Inselnwie namentlich Tolosan, Tschalientau2c.

Eine genauere Festsetzungder Grenzen des an Deutschland verpachteten Gebiets sowie
der 50 Kilometerzone um die Bucht herum behalten sich die hohen Kontrahenten vor, durch

beiderseitiäzu ernennende Kommissarenach Maßgabe der örtlichenVerhältnissevorzune men.

FhinesischenKrie s- und Handelsschiffen sollen in der Kiautschou-Buchtdiesel en Ver-

günstigungenzu Theil wer en wie den Schiffen anderer mit Deutschland befreundeter Nationen,
und es soll das Ein- und Auslaufen, sowie der Aufenthalt chinesischerSchi«e in der Bucht keinen
anderen Einschränkungenunterworfen werden, als die Kaiserlich deutsche§egierung kraft der an

Deutschland auch für die gesammte Wasserflächeder Bu t übertragenenHoheitsrechte in Bezug
aus die Schiffe anderer Nationen zu irgend einer Zeit fe tzusetzenfür geboten erachten wird.

ro

Artikel IV.

Deutschland verpflichtetsich, auf den Inseln und Untiefen vor Eingang der Bucht die

erforderlirzenSeezeichenzu errichten.
s’on chinesischenKriegs- und Handelsschiffensollen in der Kiautschou-Buchtkeine Ab-

gaben erhoben werden, ausgenommen solche, denen auch andere Schiffe zum Zwecke der Unter-

haltung der nöthigenHafen- und Quaianlagen unterworfen werden.

Artikel v.

Sollte Deutschland später einmal den Wunsch äußern,die Kiautschou-Buchtvor Ablauf
der Pachtzeit an China zurückzugeben,so verpflichtetsichChina, die Aufwendungen, die Deutsch-
land in

lzKiautschougemacht hat, zu ersetzen und einen besser geeigneten Platz an Deutschland
u gewa ren.z

Deutschland verpflichtet sich, das von China gepachteteGebiet niemals an eine andere

Macht weiter zu verpa ten.

Der m dem Llachtgebietwohnenden chinesischenBevölkerungsoll, vorausgesetzt,daß sie
sich den Gesetzen und der Ordnung entsprechendverhält, jederzeit der Schutz der deutschen
Regierung zu Theil werden; sie kann, soweit nicht ihr Land für andere Zwecke in Anspruch ge-
nommen wird, dort verbleiben.

Wenn Grund tücke chinesischerBesitzer zu irgend welchenZwecken in Anspruchgenommen
werden, so sollen die ’esitzerdafür entschädigtwerden.

Was die Wiedereinrichtung von chinesischenZollstationen betrifft, die außerhalbdes an

Deutschland verpachteten Gebiets, aber innerhalb der vereinbarten Zone von 50 km, früher be-

standen haben, so beabsiZtigt
die KaiserlichdeutscheRegierung sichüber die allendliche Re elung

der Zollgrenze und der. ollvereinnahmung in einer alle Interessen Chinas wahrenden Weisemit

der chinesischenRegierung zu verständigenund behältsichvor, hierüberin weitere Verhandlungen
einzutreten.

Die vorstehendenAbmachungensollen von den Souveränen beider vertragschließenden
Staaten ratisizirt, und die Ratifikationsurkunden sollen derart ausgetauscht werden, daß nach
Eingang der chinesischerseitsratisizirten Vertragsurkunde in Berlin die deutscherseitsratisizirte
Urkunde dem chinesischenGesandten in Berlin ausgehändigtwerden wird.
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· »

Der vorstehende Vertrag ist in vier Aussertigungen —- zwei deutschen und zwei
chinesischen— auf esetzt und am 6. Mär 1898 glei dein 14. Tage des 2. Mondes im
24. Jahre Kuang-hsüvon den Vertretern der eiden vertrag chließendenStaaten unterzeichnetworden-

(Großes Siegel des Tsungli Yamen.)

Der Kaiserlich deutscheGesandte:
(L- S-) (gez.) Freiherr von Heykiiig

(ge»z-)Li hung, chang (chme11sch),
Kaiserlich chinesischerGroßsekretär,

Minister des Tsungli Yamen

W2c.
2c.

h 2c.ch.s·sch(qez.) eng-tung- o( inei ),
KaiserlichcläinesischerGroßsekretär,

Mitglie des Staatsraths,
Minister des Tsungli Yamen

2c. 2c. 2c.

Allerhöchster Erlaß, betreffend die Erklärung Kiautfchous zum Schutzgebiete.
Vom 27. April 1898.

(Reichsgefetzblatt Seite 17l.)

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preußen Ic-

thun kund und fügen hiermit zu ivis en:

Nachdem durch den am 6. ärz 1898 zwischenUnserer Regierung und der Kaiserlich
chinesischenRegierung -u Peking geschlossenenVertrag das in diesem Vertrage näher bezeichnete,
an der Kiautschou-Buchtbelegene Gebiet in deutschenBextzübergegangenist, nehmen Wir hier-
mit im Namen des Reichs dieses Gebiet unter Unseren aiserlichen Schutz.
» »

l
Urkundlichunter Unserer HöchsteigenhändigenUnterschrift und beigedrucktemKaiserlichen

;snsiege.

Gegeben Berlin Schloß,den 27. April 1898.

(L. s.) Wilhelm.
» «-sp,

Fürst zu Hohenlohe

Verordnung, betreffend die Rechtsverhältnisse in Kiautschou. Vom 27.Apri11898.
(Reichsgesetzblatt Seite 173X4.)

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preußen ze-

verordnen auf Grund des Gesetzes, betreffend die Rechtsverhältnisseder deutschenSchutzgebiete
(Reichsgesetzblatt1888 Seite 75), im Namen des Reichs, was folgt:

§. 1.

·

Das Gesetzüber die Konsulargerichtsbarkeitvom 10. Juli 1879 (Reichs ese blatt Seite 197)

koinint in Gemäßheitdes §. 2 des Gesetzes, betreffend die Rechtsverhältnisseer eutschenSchutz-
gebiete, in dem Gebiete von Kiautschou vom 1. Juni 1898 ab mit den in dieser Verordnung
vorgesehenenAbänderungenzur Anwendung.

§. 2.

Der Gerichtsbarkeit(§. 1) unterliegen alle Personen, welche in dem Schutzgebiete
wohnen oder sich aufhalten, oder bezüglichderen, hiervon abgesehen,ein Gerichtsstand in dem

Schutzgebiete nach den zur Geltung kommenden Gesetzenbegründetist, die Chinesen jedoch nur,

soweit sie dieser Gerichtsbarkeitbesonders unterstellt werden-
Der Gouverneur bestimmt mit Genehmigung des Reichskanzlers(Reichs-Marine-Amts),

inwieweit auch die Chinesen der Gerichtsbarkeit (§. 1) zu unterstellen sind.
«

Der Gouverneur ist befugt, Angehörigefarbiger Völkerstämmevon der Gerichtsbarkeit
(§. 1) auszuschließen

·
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S. 3.

Die nach 2 des Gesetzes,betreffend die Rechtsverhältnisseder deutschenSchutzgebiete,
für die Rechtsverhältnissean unbeweglichenSachen einschließlichdes Vergwerkseigenthumsmaß-
gebenden Vorschriften finden keine Anwendung-

Der Reichskanzler(Reichs-Marine-Amt) und mit dessen Genehmigung der Gouverneur

sind bis auf Weiteres befugt, die zur Regelung dieser VerhältnisseerforderlichenBestimmungen
zu treffen.

§. 4.

Die Gerichtsbarkeit in den ur Zuständigkeitder Schwurgerichte gehörendenSachen
wird dem Gerichte des Schu gebiets übertragen

Auf diese Sachen
inden die Vorschriften Anwendung, welche für die im §. 28 des

Gesetzesüber die Konsu argerichtsbarkeitbezeichnetenStrafsachen gelten.

§. 5.

Als Berufungs- und Beschwerdegericht wird für das Schutzgebiet an Stelle des-

Reichsgerichts (Gesetz über die Konsulargerichtsbarkeit 18, 36, 43) das Kaiserliche
Konsulargericht zu Schanghai bestimmt, welches für diese Angelegenheitenaus dem Konsul und
vier Beisitzern besteht.

Die das Verfahren vor dem Konsul und dem KonsulargerichtebetreffendenVorschriften
des Gesetzes über die Konsulargerichtsbarkeitfinden auf das Verfahren in der Berufungs- und

Beschwerdeinstanz, soweit nicht für dieses besondere Vorschriften getroffen sind, entsprechende
Anwendung. Die 9 und 28 des bezeichnetenGesetzes bleiben außer Anwendung.

In bürgerlichenRechtsstreitigkeiten,in Konkurssachenund in den zur streitigen Gerichts-
barkeit nicht gehörendenAngelegenheiten erfolgt die Entscheidung über das Rechtsmittel der

Beschwerde unter Mitwirkung der Veisitzer, wenn die angefochtene Entscheidung unter Mit-

wirkung von Veisitzern ergangen ist.
In den im §. 4 bezeichnetenStrafsachen ist die Vertheidigung auch in der Berufungs-

instanz nothwendig. In der Hauptverhandlung ist die Anwesenheitdes Vertheidigers erforderlich;
der §. 145 der Strafprozeßordnungfindet Anwendung.

§. 6.

Die Todesstrafe ist durch Enthaupten oder Erschie en zu vollstrecken.
Der Gouverneur bestimmt, welcheder beiden Voll treckungsarten in dem einzelnenFalle

stattzufinden hat.
§. 7.

Für die Zustellungen, die Zwangsvollstreckungund das Kostenwesenkönnen einfachere
Bestimmungen zur Anwendung kommen.

Der Reichskanzler (Reichs-Marine-Amt) und mit dessen Genehmigungder Gouverneur

sind befugt, die erforderlichen Anordnungen zu treffen.

S. 8.

Das Gesetz, betreffend die Eheschließungund die Beurkundung des Personenstandes
von Reichsangehörigenim Auslande, vom 4. Mai 1870 (Bundesgesetzblatt Seite 599) findet in
dem Schutzgebietevom 1. Juni 1898 ab auf alle Personen, welchenicht Chinesensind, Anwendung.

Der Gouverneur ist befugt, für Angehörigefarbiger Völkerstämmeabweichende Anord-

nungen zu treffen.
§. 9.

Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündungin Kraft.

Urkundlich unter Unserer HöchsteigenhändigenUnterschrift und beigedrucktemKaiser-
lichen Insiegel.

Gegeben Berlin Schloß,den 27. April 1898,.

(L. s.) Wilhelm.
Fürst zu Hohenlohe.
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Regelung der Rechtsverhältnisse und die Ausübung der Gerichtsbarkeit
in Kiautschou

Zur Ausführung der Vorschriften der KaiserlichenVerordnun·vom 27. April 1898

(ReichsgesetzblattSeite 173), betreffend die Rechtsverhältnissein KiautscBou,wird auf Grund
des §. 11 des Gesetzes, betreffend die Rechtsverhältnisseder deutschen Schutzgebiete(Reichs-
gesetzblatt1888 Seite 75), Folgendes bestimmt:

§. 1.

Verordnungsrecht des Gouverneurs.

(,Zu §. 3, Ziffer 1, 2, 10 und 11 des Gesetzes vom 15. März- 1888; §§. 2, 3 nnd 7 der Verordnung.)

Der Gouverneur wird bis auf Weiteres ermächtigt,Anordnungen zu erlassen über:
1. die Rechtsverhältnisseder Chinesen und der Angehörigenfarbiger Volksstämme,

soweit dieselben nicht der Gerichtsbarkeit des §. 1 der KaiserlichenVerordnung
unterstellt sind,
die Regelung der Rechtsverhältnissean unbeweglichenSachen einschließlichdes Berg-
werkseigenthumes,
das Zustellungswesen,
die Zwangsvollstreckung,
das gerichtlicheKostenwesen, zu 3 bis 5, insoweit es sich um die Anwendung ein-

facherer Bestimmungen als derjenigen der deutschen Gesetzehandelt.
Ferner wird der Gouverneur ermächtigt,für das Gebiet von Kiautfchou oder für

einzelne Theile desselben polieiliche und sonstige die Verwaltung betreffende Vorschriften u

erlassen und gegen die Nicht efolgung derselben Gefängnißbis zu drei Monaten, Haft, Gel -

strafe und Einziehung einzelner Gegenständean udrohen.
Der Gouverneur hat die von ihm erbafsenenVerordnungen ohne Verzug dem Reichs-

kanzler (Reichs-Marine-Amt) ur Genehmigung vorzulegen. Die Gültigkeitseiner Anordnungen
erleidet hierdurchkein-en Aufschub

30

Akt-O-

§. 2.

Gerichtsbehörde.

(Zu §§. 5ff. des Gesetzes über die Konsulargerichtsbarkeit; §. 2 des Gesetzes, betreffend die Rechts-
verhältnisseder deutschen Schutzgebiete.)

. Die Gerichtsbehördeführt den Namen ,,KaiserlichesGericht von Kiautfchou«.
Der zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigteBeamte führt den Titel

,,Kaiserlicher Ri ter«.
Der Richter fü rt die Dienstaufsicht über die bei der Gerichtsbehördeangestellten
Beamten und regelt die Vertretung derselben im Falle der Behinderung

3. Zur allgemeinen Vertretung des Richters für den Fall der Behinderung ist der

Zivilkommissarberufen.
Für den Fall der Behinderung des Letzterenist von dem Gouverneur ein Ver-

treter zu bestellen.
4. Der Richter ist befugt, geeigneten, ihm zur Verfügung stehenden Personen die Er-

ledigung einzelner zu ihrer Zuständigkeit lehörigerGeschäftedauernd oder in be-

stimmtenFällen zu übertragen. Diese Befugnißerstreckt sich nicht auf Akte der

freiwilligen Gerichtsbarkeit, auf die Urtheilsfällung,die Entscheidung über Durch-
suchungenund Beschlagnahmeund Verhastungen, sowie auf die Ernennung und die

Beeidigung der Beisitzer und die»Zulassungzu der Rechtsanwaltschaft.
Jm Falle einer dauernden Übertragungist die beauftragte Person mittelst

Handschlags an Eidesstatt zur getreulichenErfüllung ihrer Obliegenheiten zu ver-

pflichten. Die dauernde Übertragunghindert den Richter nicht, jederzeit Geschäfte
der betreffenden Art selbst wa r unehmen.
Der Richter ist befugt, die bhaltungVon Gerichtstagen außerhalbdes Amtssitzes
der Gerichts-behördeanzuordnen.

«

—

xo



§. Z.

Beisitzer.
(Zu §§. 7 bis 9 des Gesetzes über die Konfulargerichtsbarkeit.)

Die Worte, welche der Vorsitzendebei der Beeidigung der Beisitzer an die zu Beeidi-

genden zu richten hat, lauten:

»Sie schwörenbei Gott dem Allmächtigenund Allwissenden,die Pflichten eines

Beisitzers des Kaiserlichen Gerichts von Kiautschou getreulich zu erfüllen und Ihre
Stimme nach bestem Wissen und Gewissen abzugeben.«

Der Richter hat Namen, Stand und Staatsangehörigkeitder. von ihm erstaunten

Beisitzer und Stellvertreter dem Reichskanzler(Reichs-Marine-Amt) anzuzetgen

1.

50

—

§. 4.

Gerichtsschreiber.
(Zu §. 10 des Gesetzes über die Konsulargerichtsbarkeit.)

Als Gerichtsschreiber ist eine hierzu geeignete Person, welche am Amtssitze des

Richters wohnen muß, zu bestellen. Bei Behinderung des bestelltenGeri tsfchreibers
kann der Richter die Verrichtungen desselben einer anderen geeigneten erson über-
tragen.
Der Gerichtsschreiber,sofern er nicht Reichsbeamter im Sinne des Gesetzes vom

31. März 1873 (ReichsgesetzblattSeite 61) ist, hat vor seinem Amtsantritt, die mit
den Verrichtungen eines Gerichtsschreibersim einzelnen Falle betraute Person vor

Ausübung derselben, einen Eid dahin zu leisten:
« ·

»Ich schwörebei Gott, dem Allmächtigenund Allwissenden,die Pflichten eines

Gerichtsschreibersgetreulich zu erfüllen,so wahr mir Gott helfe!«

§. 5.

Bestimmungen für Strafsachen.
(Zu §. 4 der Verordnung und §. 21 des Gesetzes über die Konsulargerichtsbarkeit.)

1. Das Verfahren in den — nach §. 4 der Verordnung dem Gerichte des
Schutzgebietesübertragenen—— Schwurgerichtssachenregelt sichnach den Vorschriften, we che ür

die im §. 28 des Gesetzes über die KonsulargerichtsbarkeitbezeichnetenStrafsa en

gelten. Es findet daher auch der §. 9 des bezeichnetenGesetzesAnwendung, wonach
in dem Falle, daß die Zuziehung von vier Beisitzernnicht ausführbarist, die Zu-
ziehung von zwei Beisitzern genügen soll.

. Soweit nach der Vorschrift des §. 420 der Strafgesetzordnung vor Erhebung der

Privatklage wegen Beleidigun en nachgewiesenwerden muß, daßdie Sühne erfolglos
versucht worden, ist für diesenVergleichsverfuchder Richter zuständig. Derselbe
kann mit der Vornahme solcherVersucheandere Personen allgemein oder im einzelnen
Falle beauftragen.

Erscheint der Beschuldigtein dem ur Sühneverhandlungbestimmten Termin

nichlk,so wird angenommen, daß er sichauf die Sühneverhandlungnicht einlassen
wo e.

Eine Befcheinigung über die Erfolglosigkeit der Sühneverhandltmgkann nur

ertheilt werden, wenn der Antragsteller im Termin ers ienen ist. Kommt im Termin
ein Vergleich zu Stande, so ist derselbe zu Protokoll estzustcllen.

§. 6.

Geschäftsgang.
. Das Geschäftsjahrist das Kalenderjahr.

Der Richter hat dem Reichskanzler(Reichs-Marine-Amt) am Schlusse des Geschäfts-
jahres eine Geschäftsübersichtein ureichen. .

Der Geschäftsverkehrdes Geri·tes mit Behörden und Beamten außerhalb des
S .utzgebietes,sowie mit dem Reichskanzler (Reichs-Marine-Amt) erfolgt aus-

sch·1eßlichdurch Vermittelung des Gouverneurs.

sDiebLtlnrfifrdnungen
des Richters bedürfender Zustimmung des Gouverneurs, soweit

ie e re en:
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a. die dayrierndeÜbertragungeinzelnerrichterlicherGeschäfteauf andere Personen
(§- 2 V- 4)-

b. die Ernennungen von Beisitzern(§. 3),
. die Zulasfung von Rechtsanwälten,

« »

cl. die allgemeine Beauftragung von Personen mit der Vornahme von Sühne-
versuchen(§. 5 Nr. 2).

Berlin, den 27. April 1898.

Der Reichskanzler.
Fürst zu Hohenlohe.

’

C

Ermächtigung für den als Zivilkommissar in Kiautfchou bestimmten
Vizekonsul Dr. Zimmermann.

Auf Grund des Gesetzes, betreffend die Rechtsverhältnisseder deutschenSchutzgebiete
(,7)teichsgesetzblatt1888 Seite 75), der KaiserlichenVerordnung vom 27. April 1898 und des Gesetzes,
betreffend die

Eheschläejfzung
und die Beurkundung des Personenstandes von Reichsangehörigen

im Auslande vom 4. iai 1870 (Bundesgcsetzblatt Seite 599) bestimme ich:
»

Dem mit der Wahrnehmung der Geschäftedes Zivilkommissars für Kiautschou betrauten
VizekonfulDr. Zimmermann wird für seine Person und die Dauer seiner amtlichen Thätig-
keit im Schutzgebiete die allgemeine Ermächtigungertheilt, daselbst bür erlich gülti e Ehe-
schließungenbezüglichaller Personen, welchenicht Chinesen sind oder bezügPichderer ni t durch
Verordnung des Gouverneurs Abweichendes bestimmt wird, vorzunehmen und die Geburten,
Heirathen und Sterbefälle derselben zu beurkunden.

Derselbe wird ferner ermächtigt,im Falle der Behinderung des KaiserlichenRichters
die Gerichtsbarkeit auszuüben.

Berlin, den 27. April 1898.

Der Reichskanzler·
Fürst zu Hohenlohe

Ermächtigung für den als Kaiserlichen Richter bestimmten
Amtsrichter Dr. Gelpcke.

Auf Grund des Gesetzes, betreffend die Rechtsverhältnisseder deutschenSchutzgebiete
(Reichsgesetzblatt1888 Seite 75), der KaiserlichenVerordnung vom 27. April 1898 und des Gesetzes,
betreffend die Eheschlie·ungund die Beurkundung des Personenstandes von Neichsangehörigen
im Auslande vom 4. Mai 1870 (Bundesgefetzblatt Seite 599) bestimme ich:

Dem zur Wahrnehmung der richterlichen Geschäfte nach Kiautschou entsandten
Dr. Gelpcke wird die Ermächtigungzur Ausübung der Gerichtsbarkeit, sowie sür seine Person
und sür die Dauer seiner Thätigkeit im

Schutzgebietedie allgemeine Ermächtigungertheilt, im

Falleder Behinderung des Kaiserlichen Zivikommissars bezüglichaller Personen, die nicht
hinesen sind oder bezüglichderer nicht durch Verordnung des Gouverneurs Abweichendes

bestimmt wird, bürgerlichgültige Eheschließungenvorzunehmen und die Geburten, Heirathen und
Sterbefälle derselben zu beurkunden.

Berlin, den 27. April 1898.
Der Reichskanzler.
Fürst zu Hohenlvhe.

Berlin, den 12. Mai 1898.

Vorstehenden Vertrag, sowie den AllerhöchstenErlaß und die AllerhöchsteVerordnung
vom 27. April d. Js. nebst den vom Reichskanzlerergangenen Verfügungenvom 27. April d. Js.
bringe ich zur Kenntniß der Marine.

Der Staatssekretärdes Reichs-Marine-Amts.
A. 3906. Tirpitz.
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